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Geleitwort von Wolfgang R. Langenbucher 

„Vordenker“ – mit diesem Etikett versahen politische und journalistische 
Freunde wie Kritiker Peter Glotz gleich bei Erscheinen seiner ersten großen 
parteitheoretischen Abhandlung Der Weg der Sozialdemokratie.1 Er schrieb es 
als junger Mann in seinen frühen Dreißigern, hatte das notwendige publizisti-
sche Handwerk aber schon im Jahrzehnt davor als Kommunikationswissen-
schaftler (teilweise in Koautorschaft mit dem Verfasser dieser Zeilen) erlernt 
und perfektioniert. Geblieben schon aus diesen Jahren sind Metaphern, die sich 
von den Buchtiteln gelöst haben und wörtlich oder abgewandelt in den intel-
lektuellen Sprachgebrauch Eingang fanden: der missachtete Leser, versäumte 
Lektionen, Vorbilder für Deutsche oder Reform als Kommunikationsprozess. 
Sein Beitrag aus dem Jahre 1966 zu dem sozialdemokratischen Manifest Mo-
bilisierung der Demokratie2 über „Demokratische Kommunikationspolitik in 
der entwickelten Industriegesellschaft“ ist das früheste Dokument zu der The-
matik, die den Politiker Peter Glotz in seiner wechselvollen Berufskarriere 
zentral beschäftigen wird. Sie ist der differenziert dokumentierte und analy-
sierte Gegenstand dieses Buches von Anna-Lisa Neuenfeld, das auf ihrer Er-
furter Dissertation basiert. Schon 1999(!) erschien sein erstes Buch über die 
Kulturkämpfe im digitalen Kapitalismus3 als sich die meisten in der etablierten 
Politik noch den Luxus leisteten, den Autor fob solcher Themen für einen träu-
menden Alarmisten zu halten. Auch eine der letzten Veröffentlichung dieses 
so staunenswert produktiven, früh verstorbenen Autors galt einem der jüngsten 
und merkwürdigsten Phänomene der Kommunikationspolitik; es war das Vor-
wort zu einer Übersetzung aus dem Englischen über Daumenkultur: Das Mo-
biltelefon in der Gesellschaft; auch das begriff er hellsichtig als Politik mit – 
wie wir heute wissen – revolutionärem, Potential.4 Ein geradezu Schwindel 
erregender kommunikativer Wandel war in diesen vier Jahrzehnten seit der 
frühen Einsicht in die Notwendigkeit von Reformen der Nachkriegsordnung 
intellektuell zu bewältigen; dies wurde zur Spezialität von Glotz, aber auch die 

 
1  Peter Glotz, Der Weg der Sozialdemokratie. Der historische Auftrag des Reformismus, 

Wien-München-Zürich 1975. 
2  Waldemar von Knoeringen (Hrsg.), Mobilisierung der Demokratie. Ein Beitrag zur Demo-

kratiereform, München 1966. 
3  Peter Glotz, Die beschleunigte Gesellschaft. Kulturkämpfe im digitalen Kapitalismus, Mün-

chen 1999. 
4  Peter Glotz, Stefan Bertschi, Chris Locke (Hrsg.) Daumenkultur. Das Mobiltelefon in der 

Gesellschaft, Bielefeld 2006. 
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praktische Umsetzung. Letztere brauchte allerdings oft mehr Zeit und Geduld 
als mit seinen Karriereschritten kompatibel war. 

Bitter für ihn und für seine Partei war nicht zuletzt die in den 80er Jahren 
startende Privatisierung des Rundfunks (d.h. folgenreich des Fernsehens), die 
sich technisch und politisch nicht aufhalten ließ, über deren eher negative Fol-
gen es angesichts der Forschung kaum Illusionen geben konnte. Aber der 
„Tanker“ SPD musste bewegt werden, um wenigstens die komplette Kommer-
zialisierung auch der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten zu verhindern. 
Die Einsicht in die eiserne Logik der globalisierten Technik war, nicht nur auf 
diesem Gebiet, ein harter Lernprozess, den er beschleunigen versuchte, was 
nicht nur Freunde brachte. 

Vordenkerinnen und Vordenker – mit dieser Etikettierung wird Peter Glotz 
in einen Kanon eingereiht, der parteigeschichtlich gerade für die Sozialdemo-
kratie seit nunmehr 200 Jahren (man denke an Karl Marx und Friedrich Engels) 
zur genuinen politischen Kultur gehört. Ein Sammelband aus dem Jahre 2015, 
der diese Traditionen dokumentiert, würdigt 49 Figuren, darunter: August Be-
bel (1840–1913), Willy Brandt (1913–1992), Waldemar von Knoeringen 
(1906–1971), Rosa Luxemburg (1871–1919), Gustav Radbruch (1878–1949) 
und z.B. Fritz Sternberg (1895–1963) oder Otto Wels (1873–1939). Die Lek-
türe der kurzen Porträts erlaubt wohl die These, dass keiner dieser Parteiintel-
lektuellen ein umfangreicheres und konsistenteres Werk als Peter Glotz vorge-
legt hat: mindestens seiner Bücher zählen dazu. Nur nebenbei: ebenso reich an 
„Politik“ sind seine im weitesten Sinne autobiographischen Bücher und die 
wissenschaftlichen Veröffentlichungen. Darüber hinaus hat er sich in hunder-
ten von Texten als öffentlicher Intellektueller zu Wort gemeldet.5 Seinem Ein-
trag in das Vordenkerbuch gab der Journalist und spätere Pressesprecher 
Norbert Bicher den Titel Peter Glotz – Bundesgeschäftsführer und Querdenker 
in eine Person.6 Zehn Jahre nach seinem Tode zeigt sich noch immer, wie 
schicksalhaft weitsichtig für seine Partei dieser Vordenken war – und wie drin-
gend die heute in einer beispiellosen Krise diesen „Tanker“ Lenkenden beraten 
wären, Peter Glotz zu lesen und wieder zu lesen. 

Ein paar Stichworte von Norbert Bicher gelten diesem vorausschauenden 
Ideenreichtum: Die Partei sollte ein Ort kreativen Streits sein; erst die kreative 
Besetzung auch des vorpolitischen Raumes macht die Partei kampagnenfähig; 
die Partei muss Themen setzen, für ihre politische Karriere sorgen und vor dem 
„Volk“ selbstbewusst und nicht mit dem zwanghaften Starren auf die Daten 

 
5  Peter Glotz, Gelebte Demokratie. Essays und Porträts aus drei Jahrzehnten. Hg. von Annalisa 

Viviani und Wolfgang R. Langenbucher, Bonn 2006; Wolfgang R. Langenbucher/Hans 
Wagner (Hrsg.), Das Gespräch ist die Seele der Demokratie. Beiträge zur Kommunika- 

 tions-, Medien- und Kulturpolitik, Baden-Baden 2014. 
6  Norbert Bicher, Bundesgeschäftsführer und Querdenker in einer Person, in: Christin Krell 

(Hrsg.), Vordenkerinnen und Vordenker der Sozialen Demokratie, 49 Porträts, Bonn 2015, 
S. 132–138. 
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der Meinungsforschung vertreten; eine SPD verkümmert, wenn sie nur die 
enge Fahrrinne der sozialen Gerechtigkeit fährt und ihre große Tradition der 
Aufklärung, des wissenschaftlichen Fortschritts und der Bürgerrechte igno-
riert; wer Elitenbildung tabuisiert ist freiwillig blind für den durch die eigene 
Bildungspolitik selbst angestoßenen und dynamisierten gesellschaftlichen 
Wandel; technisch und rechtlich erzwungene neue Gegebenheiten wie etwa in 
der Kommunikationspolitik aufzuhalten versuchen, resultiert in unpolitischem 
Anachronismus; die Weigerung, den heraufgekommenen und nun überall ma-
nifesten digitalen Kapitalismus nicht erst zu nehmen, bedeutet, die Zukunft 
einigen wenigen Konzernen auszuliefern. Und dann „Europa“ – kein anderes 
großes Thema muss so konsequent die „Seele“ einer sozialdemokratischen 
Partei verkörpern, unverbrüchlich ihr strategischer Dreh- und Angelpunkt sein. 

Misst an diesen Ideen als Kriterien beispielshalber den letzten Bundestags-
wahlkampf der SPD, so mag einen jene Resignation und vielleicht sogar Ver-
zweiflung überkommen, die Peter Glotz nach vielen Jahren professioneller Po-
litik und ihrer intellektuellen Reflexion wieder zu seinen Anfängen, der Wis-
senschaft, zurückkehren ließ. Diesen Rückzug teilte er mit den drei Kollegen 
Erhard Eppler, Kurt Biedenkopf und Heiner Geißler. Ihnen als Intellektuellen 
in den Volksparteien widmete der Rostocker Historiker Lars Tschirschwitz 
seine voluminöse und faktendichte Dissertation.7 Ihr Schlusssatz lautet 2017: 
„In ihren Parteien hatten sie keine vergleichbaren Nachfolger.“ (S. 522) Für 
die Umschlagsgestaltung des Buches wurde ein Bild des legendären Photo-
journalisten J.H. Darchinger (1925–2013) gewählt, das den jungen Peter Glotz 
in leidenschaftlicher Rednerpose und den bärtigen, aufmerksam zuhörenden 
Erhard Eppler (* 1926) zeigt. Tschirschwitz Monographie ruft Epochen der 
Zeitgeschichte in Erinnerung, die auch geprägt wurden durch solche politi-
schen “Vordenker“, ohne die die Bundesrepublik Deutschland wohl jene De-
mokratie geworden wäre, die der Publizist Jost Joffe eine „moralische Super-
macht“ nennt.8  

In St. Gallen, nach Erfurt seinem letzten Ort akademischen Wirkens, wurde 
er 2004 emeritiert. Mitarbeiter seines Institutes gaben zu diesem Anlass ein 
Buch mit dem Titel Der Wissensarbeiter mit früheren Texten von ihm heraus, 
die als „Essays zur politischen Strategie“ sich neu zusammenfügen. Ein Vor-
wort des Soziologen Wolf Lepenies, der einst in München als Student, nur 
zwei Jahre jünger, zu Füßen des Assistenten Glotz saß, wurde später ein Ber-
liner Weggefährte. Sein kurzer, empathischer Text ist – nichts ahnend ein Jahr 
vor seinem Tode niedergeschrieben –, der Versuch, diesen singulären „Vor-
denker“ (für manchen der letzte dieser Partei) und seine Zeit zu begreifen. 
Dazu gehört seine so vorher von keinem Politiker seiner Generation prakti-
zierte Offenheit zum Gespräch: „Der Senator Peter Glotz war ein unver-

 
7  Lars Tschirschwitz, Kampf um Konsens. Intellektuelle in den Volksparteien der Bundesre-

publik Deutschland, Bonn 2017. 
8  Josef Joffe, Der gute Deutsche. Die Karriere einer moralischen Supermacht, München 2018. 
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gleichlicher ein ungewöhnlicher mutiger Praktiker der Kommunikation, der 
keiner Diskussion auswich und der keine Debatte scheute – ob er sie nun mit 
Studenten und Professoren auf dem Campus führte mit Mescalero-Sympathi-
santen in seinem Büro oder mit den Angehörigen schlagender Verbindungen, 
die unterdessen Politiker geworden waren im Berliner Abgeordnetenhaus.“9 
Weiter notiert Wolf Lepenies: „Peter Glotz ist nicht nur Politiker, er ist ein 
<homme politique>. Die Franzosen bezeichnen damit einen Typus, für den 
zwischen praktisch politischem Handeln und dem Nachdenken über Politik 
kein Gegensatz besteht. Peter Glotz ist ein deutscher <homme politique>, ein 
handelnder Quer- und Vordenker, kein Nachbeter, eher ein Vorturner, kein 
Wortklauber, sondern ein Wortpräger.“10 Das Vorwort endet mit diesen präg-
nanten Sätzen: „Er ist ein Möglichkeitsmensch, der Musil öfter zitiert als Karl 
Marx. Dieser deutsche Europäer aus Böhmen ist, mit einer stillen Sehnsucht 
nach Kakanien ein Mann unglaublich vieler Eigenschaften.“11  

Zum Profil des Vordenkers Peter Glotz, des Intellektuellen und wortmäch-
tigen Schriftstellers gehört auch, dass er über einen Bildungsreichtum verfügte, 
der staunen lässt. Etwa, wenn er seinem ersten Buch, bei dessen Niederschrift 
er gerade mal 30 war, diesen Satz von Heinrich Mann, angelehnt an eine un-
vergessliche Formulierung aus der Autobiographie von Stefan Zweig, als 
Motto voranstellt: „Der einzelne lebt kurz, vollendete Verwandlung erblickt er 
selten, eher wird er zuletzt noch Zeuge eines Rückfalls der Nation in längst 
widerlegte Zustände.“12 

Das liest sich bitter prophetisch, wenn man an seine Streitschrift von 1989 
Die deutsche Rechte und den Folgeband von 1990 denkt: Europäische Reden 
über den Irrweg des Nationalstaats. Allein die Titel signalisieren, dass diese 20 
Jahre alten politischen Essaybände kaum an Aktualität verloren haben. Viel-
leicht finden sie ja doch den Weg auf die Leseliste derer, die heute politische 
Denkende und Vordenkende sind. Der Rückfall in längst widerlegte Zustände 
– vielleicht lässt er sich mit intelligenter Politik, wie Peter Glotz sie über Jahr-
zehnte konzipierte, doch (noch) verhindern. 

 
 
München und Wien, April 2019 
 
Wolfgang R. Langenbucher

 
9  Wolf Lepenies, Ein kurzweiliger Demokrat – ein Linker ohne Nostalgie, in: Peter Glotz – 

Der Wissensarbeiter. Essays zur politischen Strategie, Frauenfeld-Stuttgart-Wien 2004, S. 7–
14, hier S. 9. 

10  Ebd. S. 11. 
11  Ebd. S. 14. 
12  Peter Glotz, Der Weg der Sozialdemokratie, a.a.O. 
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Vorwort 

Meine erste wissenschaftliche Begegnung mit Peter Glotz hatte ich im Verlauf 
der Arbeit an meiner Magisterarbeit und schnell war klar, dass das Wirken und 
Denken dieses politischen Intellektuellen sich für eine intensive wissenschaft-
liche Betrachtung eignete. Wenngleich er heute zunehmend in Vergessenheit 
zu geraten scheint, war er als Politiker, Wissenschaftler und Publizist eine prä-
gende Gestalt der Bonner Republik und einer der Vordenker der Sozialdemo-
kraten. Dank einer Einladung von Felicitas Walch Glotz in das Sommerhaus 
nach Pouzols-Minervois, im Süden Frankreichs, kam ich auch der Privatperson 
Glotz nahe und ließ mich einiges von dem, was ich im Verlauf der Arbeit über 
ihn erfuhr, besser einordnen. Für den freundlichen Empfang und die offenen, 
persönlichen Worte sowie die Einblicke in die Glotz´sche Privatbibliothek bin 
ich sehr dankbar. Ein erster Einblick in sein umfangreiches veröffentlichtes 
Werk und erste Archivbesuche offenbarten das breite Spektrum der Themen, 
die im Zusammenhang mit Peter Glotz untersucht werden konnten. Nach eini-
gem Hin und Her fiel die Entscheidung, den Kommunikationswissenschaftler 
Glotz als einen der Hauptakteure der deutschen Medienpolitik in den siebziger 
und achtziger Jahren zu betrachten und anhand seines Wirkens die Debatten 
und Entscheidungen im Zusammenhang mit der Einführung des privaten 
Rundfunks zu untersuchen. 

Für mich war das Schreiben dieser Arbeit eine Herausforderung, aber auch 
eine persönliche Bereicherung. All denen, die mich während dieser Zeit be-
gleitet und auf unterschiedliche Weise unterstützt haben, möchte ich an dieser 
Stelle danken. 

Mein besonderer Dank gilt zunächst meinem Doktorvater, Professor Dr. 
Dietmar Herz, der mich in einer Phase in seine Obhut nahm, in der meine Dis-
sertation zu scheitern drohte. Ohne seine hervorragende Unterstützung, seinen 
unglaublichen Sachverstand und sein persönliches Engagement bei der Betreu-
ung hätte ich diese Arbeit nicht fertigstellen können. Sein viel zu früher Tod 
im Frühjahr 2018 bedeutete nicht nur einen großen Verlust für die politische 
Wissenschaft, sondern auch persönlich den Verlust eines beeindruckenden 
wissenschaftlichen Mentors.  

Herzlich bedanken möchte ich mich bei Professor Dr. Frank Ettrich für die 
Übernahme des Zweitgutachtens sowie bei Professor Dr. André Brodocz und 
Professor Dr. Andreas Anter für ihr Mitwirken in der Prüfungskommission.  
Für die großzügige finanzielle Förderung in Form eines Promotionsstipendi-
ums danke ich der Friedrich-Ebert-Stiftung. 
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Die wesentlichen Quellen fand ich im Archiv der sozialen Demokratie, wo ich 
neben dem sehr umfangreichen Nachlass von Peter Glotz auch die Bestände 
der Medienkommission, der Bundestagsfraktion und des Parteivor-stands so-
wie weitere Nach- und Vorlässe von sozialdemokratischen Politikern wie 
Willy Brandt oder Helmut Schmidt nutzen konnte. Für den unkomplizierten 
Zugang zu den Quellen und die angenehme Arbeitsatmosphäre möchte ich 
mich bedanken. Dem Archiv für Christlich-Demokratische Politik danke ich 
für die Einsicht in den umfangreichen Bestand von Christian Schwarz-Schil-
ling. 

Besonders hervorheben möchte ich Professor Dr. Wolfgang R. Langenbu-
cher, dessen Verständnis und Kenntnisse über den langjährigen Freund mir 
eine große Hilfe waren und der diese Arbeit dankenswerterweise mit einem 
kenntnisreichen Geleitwort abrundete. 

Darüber hinaus möchte ich mich bei all den politischen Weggefährten und 
Freunden von Peter Glotz bedanken, mit denen ich mich im Verlauf der Arbeit 
unterhalten durfte und deren Einschätzungen und Hinweise in den Entste-
hungsprozess dieses Buches eingeflossen sind. 

Schließlich möchte ich mich bei meiner Familie und meinen Freunden be-
danken, die mir während der letzten Jahre beigestanden und mich immer wie-
der ermutigt haben, dieses Projekt zu einem erfolgreichen Ende zu bringen. 
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1. Einführung 

Als die Ministerpräsidenten der Länder im April 1987 den neuen Medien-
staatsvertrag paraphierten, ging damit ein jahrelanges, zähes Ringen um die 
Einführung des dualen Rundfunksystems in der Bundesrepublik zu Ende. Mit 
der Vertragsunterzeichnung änderte sich die deutsche Medienlandschaft 
grundlegend und dauerhaft. Waren bisher die private Presse und ein öffentlich-
rechtlich organisierter Rundfunk die Koordinaten des Mediensystems, entstan-
den nun zusätzlich auch privatwirtschaftlich organisierte Hörfunk- und Fern-
sehsender als Teil eines neuen dualen Rundfunksystems. Kein anderes Ereig-
nis hat die bundesdeutsche Rundfunkordnung so maßgeblich verändert wie die 
Einführung dieses Systems mit der Zulassung privater Rundfunkveranstalter. 
Es wurden mehr Programme produziert, es entstanden neue Beteiligungsge-
sellschaften unter Einbeziehung der Verlagshäuser, die Fernsehnutzung verän-
derte sich weg von der Senderbindung hin zu einer stärker selektiven Pro-
grammauswahl, sodass sich schließlich auch die öffentlich-rechtlichen Sender 
bis zu einem gewissen Grad der neuen Konkurrenz anpassen mussten.1 Sahen 
die Deutschen vor der Einführung des privaten Rundfunks im Durchschnitt 
rund zwei Stunden täglich fern, waren es zum Ende der neunziger Jahre schon 
über drei Stunden pro Tag.2 Möglich geworden war dies durch den Ausbau der 
Kabel- und Satellitentechnologie sowie durch Liberalisierungstendenzen der 
deutschen Verfassungsrechtsprechung und die zunehmende Vereinheitlichung 
auf dem europäischen Medienmarkt. Peter Glotz beschrieb die Debatten um 
den Rundfunk im Vorwort eines von ihm schon 1987 herausgegebenen Sam-
melbandes: „Das Ringen um den Staatsvertrag war vordergründig ein schwer 
durchschaubarer Ringkampf von Bürokraten, Landespolitikern, Rundfunk-
funktionären und Kapitalmanagern; in Wirklichkeit aber, wie der Kampf um 
die ‚Preßreform‘ im neunzehnten Jahrhundert oder der Fernsehstreit der sech-
ziger Jahre dieses Jahrhunderts ein Machtkampf um das Bewußtsein und Un-
terbewußtsein der Menschen.“3 Damit ist schon die zentrale Hypothese dieser 
Arbeit genannt, nämlich dass die medienpolitische Diskussion über die Ein-
führung des privaten Rundfunks in erster Linie eine machtpolitische Auseinan-
dersetzung zwischen den beiden großen Parteien SPD und CDU/CSU war.  

 
1  Vgl. Jürgen Wilke (Hrsg.), Mediengeschichte der Bundesrepublik Deutschland, Köln/Wei-

mar/Wien 1999, S. 23. 
2  Michael Meyen, Mediennutzung. Mediaforschung, Medienfunktionen, Nutzungsmuster, 

Konstanz 2004,  S. 117. 
3  Peter Glotz, Vorwort, in: ders./Reinhold Kopp (Hrsg.), Das Ringen um den Medienstaatsver-

trag der Länder, S. 7–11, hier S.11. 



 
18 

Medienpolitik war und ist immer auch Machtpolitik. Frei nach der berühmten 
Lasswell-Formel: „Who says what in which channel to whom with what 
effect?“4, bemühten sich die Parteien zunehmend um Einfluss auf den Rund-
funk, sei es über die Rundfunkräte oder über Kritik an Fernsehsendungen, 
Journalisten oder Sendeformaten. Spätestens seit der Veröffentlichung der 
„Schweigespiralen-Theorie“ von Elisabeth Noelle-Neumann waren die Par-
teien von dem wahlentscheidenden Einfluss des Fernsehens überzeugt. Sie dis-
kutierten über Sendezeiten, Mitbestimmungsrechte in den Fernsehräten oder 
die Art der Berichterstattung über die Parteien und einzelne Politiker. Während 
die SPD den konservativen Ton des ZDF missbilligte, warfen die Christdemo-
kraten den Medien allgemein und den öffentlich-rechtlichen Anstalten im Be-
sonderen einseitige, „linke“ Berichterstattung vor, die auch zu den Misserfol-
gen bei Bundestagswahlen geführt hätten. Dadurch wurde die Einführung „der 
scheinbar unpolitischen Privatsender bei allen Beteiligten als ein Politikum an-
gesehen“.5  

Die Sozialdemokratie tat sich mit der Frage des dualen Rundfunks beson-
ders schwer. Einerseits wollte sie sich als „Fortschrittspartei“ nicht gegen die 
technischen Entwicklungen stellen, andererseits wehrte sie sich vehement ge-
gen eine zunehmende Kommerzialisierung der Medienlandschaft. Glotz hin-
gegen gehörte zu den wenigen sozialdemokratischen Politikern, die sehr früh 
glaubten, dass es keine Alternative zur Entwicklung eines dualen Rundfunk-
systems geben werde. Als nach dem Regierungswechsel 1982 die Einführung 
des privaten Rundfunks zur Prämisse der Regierung Kohl wurde, unterzog er 
die Medienpolitik seiner Partei einer konsequenten Modernisierung und ebnete 
damit den Weg, der die Zustimmung auch sozialdemokratischer Bundesländer 
zum neuen Medienstaatsvertrag erst möglich machte.  

In den medienpolitischen Auseinandersetzungen prallten verschiedene 
„Modernekonzepte“ aufeinander: Das konservative Konzept der „technischen 
Moderne“ traf auf das sozialdemokratische Modell einer „moralischen Mo-
derne“.6 Während sich CDU/CSU in diesen Debatten als moderne Innovati-
onsbefürworter erfanden, die vehement die Einführung des dualen Rundfunk-
systems forderten, tat sich die SPD mit einer Entscheidung schwer. Als „Fort-
schrittspartei“ konnte und wollte sie natürlich die technische Entwicklung 

 
4  Harold D. Lasswell, „The Structure and Function of Communication in Society”, in: Lyman 

Bryson (ed.), The Communication of Ideas. A Series of Addresses, New York 1960 (Re-
print), S. 117 (erstmals 1948). 

5  Frank Bösch, „Politische Macht und gesellschaftliche Gestaltung. Wege zur Einführung des 
privaten Rundfunks in den 1970/80er Jahren”, in: Archiv für Sozialgeschichte 52, 2012, S. 
191–210, hier S. 192. 

6  Frank Bösch, „Politische Macht und gesellschaftliche Gestaltung”, a.a.O., S. 195f.; Peter M. 
Spangenberg, „Der unaufhaltsame Aufstieg zum ‚Dualen System’. Diskursbeiträge zu Tech-
nikinnovation und Rundfunkorganisation”, in: Irmela Schneider/Christina Bartz/Isabell Otto 
(Hrsg.), Medienkultur der 70er Jahre. Diskursgeschichte der Medien nach 1945, Bd. 3, Wies-
baden 2004, S. 21-39, hier S. 23. 
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nicht grundsätzlich ablehnen, dennoch versuchte sie das öffentlich-rechtliche 
Rundfunkmonopol mit eher konservativen Argumenten zu verteidigen. Beide 
Parteien attestierten dem Rundfunk die Fähigkeit, die bestehenden politischen 
und gesellschaftlichen Strukturen zu verändern. Die Sozialdemokraten erwar-
teten eher einen gesellschaftlichen Wandel, während die Unionsparteien mit 
dem privaten Rundfunk die Hoffnung verband, Meinungen und Wahlergeb-
nisse zu verbessern. Dadurch wurde Medienpolitik zu einem der zentralen 
Themen der siebziger und achtziger Jahre.7  

„Medienpolitik ist jenes Handeln, welches auf die Herstellung und Durch-
setzung allgemein verbindlicher Regeln und Entscheidungen über Medienor-
ganisationen und die massenmediale öffentliche Kommunikation abzielt.“8 
Die enorme Bedeutung der Medien für Politik und Gesellschaft ist evident. Die 
Menschen verbringen mittlerweile einen Großteil ihrer Zeit (neben Essen und 
Schlafen) mit Medien und strukturieren auch ihre zeitlichen Abläufe dahinge-
hend. Niklas Luhmann hat die Bedeutung der Medien in einem seiner Haupt-
werke prägnant beschrieben: „Was wir über unsere Gesellschaft, ja über die 
Welt, in der wir leben wissen, wissen wir durch die Massenmedien.“9 Da es 
den Parteien in Demokratien vor allem um die Vermittlung und Durchsetzung 
ihrer Ziele geht, sind sie in besonderem Maße von der Kooperation der Medien 
abhängig. Das politische System ist auf den Austausch mit seiner Umwelt an-
gewiesen.10  

Die vorliegende Arbeit folgt dabei der Definition von Jarren/Donges11: 
„Politische Kommunikation ist der zentrale Mechanismus bei der Formulie-
rung und Artikulation politischer Interessen, ihrer Aggregation zu entscheid-
baren Programmen sowie der Durchsetzung und Legitimierung politischer 
Entscheidungen – und somit kaum von Politik zu trennen.“ Medien werden 
heute gerne als „vierte Macht“ bezeichnet, neben Legislative, Exekutive und 
Judikative. Politiker und Medien sind gleichermaßen aufeinander angewiesen. 
Die Medien informieren Politiker über die Themen und Bedürfnisse, die die 
Gesellschaft beschäftigen, während die Politiker ihre Entscheidungen und 
Ziele über die Medien an die Öffentlichkeit bringen.12 Die Öffentlichkeit wird 
durch Medien strukturiert und moderiert. Bourdieu erklärt die Macht der Me-
dien oder, in seinen Worten, des „journalistischen Feldes“ damit, dass sie ein 
„faktisches Monopol über die Instrumente zur Herstellung und Verbreitung 
von Informationen“ besäßen und dadurch Zugang zur Öffentlichkeit hätten. 

 
7  Vgl. auch Frank Bösch, „Politische Macht und gesellschaftliche Gestaltung”, a.a.O., S. 201. 
8  Manuel Puppis, Einführung in die Medienpolitik, 2. Aufl., Konstanz 2010, S. 35. 
9  Niklas Luhmann, Die Realität der Massenmedien, 2., erw. Aufl. Opladen 1996, S. 9. 
10  Vgl. Edwin Czerwick, Politik als System. Eine Einführung in die Systemtheorie der Politik, 

München 2011, S.119 f.  
11  Otfried Jarren/Patrick Donges, Politische Kommunikation in der Mediengesellschaft. Eine 

Einführung, 3., grundlegend überarb. u. akt. Aufl., Wiesbaden 2011, S. 28. 
12  Vgl. Hermann Meyn/Jan Tonnemacher, Massenmedien in der Bundesrepublik Deutschland, 

4., völlig überarb. Neuaufl., Konstanz/München 2012, S. 223. 
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Sie übten Herrschaft dadurch aus, dass sie die „Verfügungsgewalt“ über die 
Mittel hätten, „sich öffentlich zu äußern, öffentlich zu existieren, gekannt zu 
werden, zu öffentlicher Bekanntheit zu gelangen“.13  

Der Rundfunk erhält seine besondere Stellung daher, dass er eben nicht nur 
ein Wirtschaftsgut ist, sondern auch verfassungsrechtlich ein Träger der Infor-
mationsfreiheit nach Artikel 5 des Grundgesetzes. Rundfunk wird in dieser 
Dissertation im Sinne eines Oberbegriffes für Fernsehen und Hörfunk ge-
nutzt14, jedoch konzentrierte sich die hier nachgezeichnete und analysierte De-
batte vor allem auf das Fernsehen, da ihm die größere Wirkungskraft für die 
Politik zugeschrieben wurde. Hickethier beschreibt das Fernsehen als einen 
„Agent des sozialen Wandels“, als „Produkt der gesellschaftlichen Moderni-
sierungen und zugleich Transmissionsriemen sozialer Veränderungen“.15 Das 
Fernsehen hatte sich in den siebziger Jahren schon zum Leitmedium entwickelt 
und war das Medium mit der größten Reichweite und dem höchsten Grad an 
Authentizität. Laut Kleinsteuber wurde kein anderes Medium so intensiv ge-
nutzt und keines wirkte so „unmittelbar und glaubwürdig“. Es erlaubte die di-
rekte Ansprache der Wähler und war für die Bürger eine der wichtigsten Quel-
len der politischen Information. Dadurch wurde das Fernsehen für die Politiker 
zum „ausschlaggebenden Faktor im politischen Willensbildungsprozeß“.16  

Nach Jarren/Donges werden Medien für die politischen Akteure immer 
stärker zur „Voraussetzung für deren Informations- und Kommunikationspra-
xis“, da es ohne Medien „keine anhaltende, stabile Kommunikation“ zwischen 
Politik und Bürgern mehr gebe.17 Ziel der politischen Akteure ist es dabei, die 
eigenen Themen und Deutungen durchzusetzen und die Zustimmung der Wäh-
ler zu der eigenen Politik zu erhalten.18 Durch die „Medialisierung“ der politi-
schen Kommunikation wird die politische Öffentlichkeit hinsichtlich ihrer 
„Struktur, der Inhalte und der Prozesse weitgehend medial“ beeinflusst.19  

Die politischen Parteien sind für die Medienpolitik besonders relevant, da 
sie in Parlamenten und Regierungen, in der Rundfunkaufsicht oder in den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten vertreten sind. Auch verlaufen mögli-
che Konfliktlinien zum Teil innerhalb von Parteien, beispielsweise zwischen  

 

 
13  Pierre Bourdieu, Über das Fernsehen, Frankfurt a.M. 1998, S. 65 f. 
14  Vgl. Rudolf Stöber, Mediengeschichte. Die Evolution „neuer“ Medien von Gutenberg bis 

Gates. Eine Einführung, Bd. 2: Film, Rundfunk, Multimedia, Wiesbaden 2003, S. 73.  
15  Knut Hickethier, Geschichte des deutschen Fernsehens, Stuttgart/Weimar 1998, S. 1. 
16  Hans J. Kleinsteuber, Rundfunkpolitik in der Bundesrepublik. Der Kampf um die Macht über 

Hörfunk und Fernsehen, Opladen 1982, S. 96.  
17  Otfried Jarren/Patrick Donges, Politische Kommunikation, a.a.O., 23. 
18  Ebd., S. 25. 
19  Vgl. ebd., S. 24. 
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Parteiorganisationen auf der Länder- und der Bundesebene.20 Als medienpoli-
tische Steuerungsinstrumente werden rechtliche Maßnahmen wie Gesetze oder 
Staatsverträge, wirtschaftspolitische Mittel wie Subventionen oder Infrastruk-
turleistungen sowie „informelle Formen der Beeinflussung“ genannt.21 Zwar 
gibt es für Medienpolitik keine eigenständigen Ressorts in Bund und Ländern, 
dennoch hat sie sich in den letzten Jahrzehnten zu einem bedeutsamen Politik-
feld entwickelt. Aufgrund der Kulturhoheit der Länder sind medienpolitische 
Fragestellungen zwar in erster Linie von den Ländern zu klären, jedoch ist der 
Bereich der Telekommunikation dem Bund zuzurechnen.22 Daher gehörten zu 
den Entscheidungsprozessen, die zur Einführung des privaten Rundfunks ge-
führt haben, auch Kompromisslösungen zwischen Bund und Ländern, die ein 
bundesdeutsches Spezifikum darstellen und die parteipolitischen Debatten 
zum Teil überlagerten. 

Neben der politischen Bedeutung war auch die wirtschaftliche Dimension 
des Rundfunks relevant. Seit den siebziger Jahren kam es zu einer Expansion 
der Medienbranche. Grundlegende Strukturen des Medienmarktes veränderten 
sich, die Werbebranche boomte. Gleichzeitig wurden Forderungen nach einer 
stärkeren Förderung der deutschen Technologieentwicklung laut. Denn die fi-
nanziellen Möglichkeiten, die der Ausbau der neuen Technologien bot, vor al-
lem im Rundfunkbereich, waren nicht zu unterschätzen. Unterdessen wurde 
den öffentlich-rechtlichen Sendern vorgeworfen, zu hohe Kosten zu produzie-
ren und damit den Steuerzahler zu belasten. Die neuen privaten Sender schie-
nen für die wirtschaftliche Entwicklung von großer Relevanz. Schon seit Mitte 
der siebziger Jahre finden sich erste Beiträge zu einer Privatisierungsdiskus-
sion23, die sich um eine Antwort auf die wirtschaftliche Krise seit Beginn des 
Jahrzehnts bemühten. Zugleich waren sie eine Gegenstrategie zum soziallibe-
ralen „Modell Deutschland“, das mit Konjunkturprogrammen, sozialen Refor-
men und einer Ausdehnung des Wohlfahrtsstaates die öffentlichen Haushalte 
zu überlasten schien. Die Konjunktur der keynesianischen Theorie, die vor al-
lem von den Sozialdemokraten als Antwort auf die wirtschaftliche Krise 

 
20  Vgl. Otfried Jarren/Patrick Donges, „Ende der Massenkommunikation – Ende der Medien-

politik?“, in: Hannes Haas/Wolfgang R. Langenbucher (Hrsg.), Medien- und Kommunikati-
onspolitik. Ein Textbuch zur Einführung, 2. überarb. Aufl., Wien 2005, S. 87–105, hier S. 93 
f.  

21  Vgl. Otfried Jarren/Patrick Donges, „Ende der Massenkommunikation – Ende der Medien-
politik?“, S. 95.  

22  Vgl. Manfred Mai, „Medienpolitik – Genese und Ausdifferenzierung eines Politikfeldes“, in: 
Katharina Holzinger/Christoph Knill/Dirk Lehmkuhl (Hrsg.), Politische Steuerung im Wan-
del. Der Einfluss von Ideen und Problemstrukturen, Opladen 2003, S. 219–239, hier S. 219. 

23  Vgl. Hartmut Tofaute, Zur Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen. Die Übertragung öf-
fentlicher Leistungen und Funktionen auf Private (Privatisierung). Eine Darstellung politi-
scher, ökonomischer, gesellschaftlicher und arbeitnehmerorientierter Gesichtspunkte, Frank-
furt a.M. 1977; Rainer Pausch, Privatisierungsmöglichkeiten bei der Deutschen Bundespost, 
Göttingen 1978; Marcel Zumbühl, Privatisierung staatlicher Wirtschaftstätigkeit, Notwen-
digkeit und Möglichkeiten?, Zürich 1978.  
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gesehen wurde, ließ die Kritik an „zuviel Staat“ seitens der konservativen Op-
position laut werden. Privatisierung und auch Deregulierungen hingegen ziel-
ten auf eine „Verschlankung des Staates“ ab. Unter Privatisierung ist „jede 
Form der Abgabe von Rechtsmacht durch den Staat zugunsten von Personen 
des Privatrechts“ zu verstehen, „wobei unter diese natürliche Personen und 
jede Art von privatrechtlich organisierten Rechtssubjekten ohne Rücksicht auf 
den Anteilseigner fallen“.24 Die privaten Sender waren die „Vorreiter“ der öko-
nomischen Privatisierung, die zu einem der Leitmotive der Regierung Kohl 
wurde25 – auch wenn in diesem Fall keine „echte“ Privatisierung vorlag, da die 
öffentlich-rechtlichen Sender weiter bestanden und nur durch private Sender 
ergänzt wurden. Von manchen Autoren wird hier von einer „unechten Aufga-
benprivatisierung“ gesprochen, weil der Staat auch weiterhin seine „rechtlich 
definierte Garantenstellung“ hinsichtlich der Grundversorgung des Rundfunks 
übernahm.26 Zugleich förderte die Zulassung privater Sender jedoch zahlreiche 
neue Regulierungen.27 Die vorliegende Arbeit leistet so auch einen Beitrag zur 
Geschichte der Privatisierung, die in den achtziger und neunziger Jahren so-
wohl in Deutschland als auch in anderen westeuropäischen Ländern zu einer 
wirtschaftlichen Prämisse wurde. 

Daneben tragen die Geschichte des Rundfunks und der Medienpolitik zur 
weiteren Periodisierung der bundesrepublikanischen Geschichte bei. Wie der 
Medienhistoriker Wilke schreibt, ist die Geschichte des Rundfunks stark durch 
„das politisch-zeitgeschichtliche Umfeld geprägt worden und in dessen Pha-
senverlauf einzuordnen“.28 Dabei orientiert sich die Studie im weitesten Sinne 
an der Phasenbildung Hickethiers, der chronologische, technische, medienpo-
litische und zeithistorische Anhaltspunkte genutzt hat, um seine Fernsehge-
schichte in sechs Phasen zu gliedern:  

1. Der Neubeginn (1948 bis 1954)  
2. Die Industrialisierung der Fernsehproduktion (1954 bis 1962)  
3. Zwischen Lebenshilfe und politischer Aufklärung (1963 bis 1973)  
4. Im Vorfeld der Kommerzialisierung (1973 bis 1983)  
5. Zeiten des Übergangs (1984 bis 1991)  
6. Auf dem Wege zur Einheit (1989 bis 1991)29  

 
24  Jörn Axel Kämmerer, Privatisierung. Typologie, Determinanten, Rechtspraxis, Folgen, Tü-

bingen 2001, S. 37. 
25  Frank Bösch, „Politische Macht und gesellschaftliche Gestaltung”, a.a.O., S. 191. 
26  Jörn Axel Kämmerer, Privatisierung, a.a.O., S. 27. 
27  Frank Bösch, „Politische Macht und gesellschaftliche Gestaltung“, a.a.O., S. 192. Unter dem 

Begriff „Regulierung“ werden Handlungs- und Tätigkeitsverbote zur Steuerung des Verhal-
tens privater Wirtschaftssubjekte verstanden, vgl. Franz-Joseph Peine, „Grenzen der Privati-
sierung – verwaltungsrechtliche Aspekte“, in: Die Öffentliche Verwaltung 50 (1997), S. 353–
365, hier S. 353, 355.  

28  Jürgen Wilke (Hrsg.), Mediengeschichte, a.a.O., S. 22. 
29  Knut Hickethier, Geschichte des deutschen Fernsehens, a.a.O. 
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Als grober Zeitrahmen für die folgende Analyse werden daher die letzten bei-
den Jahrzehnte der „alten“ Bundesrepublik herangezogen, zumindest bis ins 
Jahr 1987, als der neue Rundfunkstaatsvertrag unterzeichnet wurde. Dabei 
können die siebziger Jahre als Jahrzehnt der Debatten bezeichnet werden, wäh-
rend in den achtziger Jahren die Umsetzung und Akzeptanz des neuen Rund-
funksystems erfolgte. 

Damit historisiert die Dissertation auch die Phase, die als „Postmoderne“, 
als „Zweite Moderne“ oder als „Reflexive Moderne“ bezeichnet wird, einen 
Schub an Pluralisierung und Individualisierung mit sich brachte und die etab-
lierten Parteien zunehmend irritierte. Gezeigt wird das Ringen um eine Neu-
orientierung und das Aushandeln von Werten. Überkommene Wertvorstellun-
gen mussten überwunden werden. So ging es in den politischen Debatten auch 
um ein Neuverhandeln von Begriffen wie „Fortschritt“ oder „Konservatismus“ 
oder das Konzept des „mündigen Bürgers“. Die Bedeutung des „Besetzens von 
Begriffen“ für den politischen Erfolg von Parteien wurde in den siebziger Jah-
ren im Zusammenhang mit der Modernisierung der CDU und der „konservati-
ven Tendenzwende“ thematisiert. Es ging um die Wiedergewinnung der poli-
tischen Meinungsführerschaft, die die CDU an die SPD verloren zu haben 
glaubte. Als die SPD zu Beginn der achtziger Jahre an gesellschaftlichem 
Rückhalt verlor, wollte auch Peter Glotz das Konzept der „kulturellen Hege-
monie“ im Sinne Gramscis für seine eigene Partei fruchtbar machen. Ebenso 
wie bei den Rundfunkdebatten ging es den politischen Parteien auch bei diesen 
Fragen vorwiegend um politischen Machtgewinn und –erhalt. 

Die Debatte um die Einführung des privaten Rundfunks ist ein zentraler 
Bestandteil der deutschen Mediengeschichte. Neben der spezifisch deutschen 
muss jedoch auch die internationale Entwicklung an verschiedenen Stellen der 
Dissertation aufgegriffen werden. 

Die Arbeit betrachtet die Vorgänge aus einer akteurszentrierten Perspek-
tive. Der sozialdemokratische Medienpolitiker und Kommunikationswissen-
schaftler Peter Glotz (1939–2005) wird dabei in den Mittelpunkt der Betrach-
tungen gestellt, sein Handeln wird in den Verlauf der Entwicklungen inte-
griert.30 Der narrative Ansatz wird in die medientheoretische Debatte einge-
bettet. Die Arbeit soll keine SPD-Geschichte im eigentlichen Sinne nachzeich-
nen, sondern betrachtet in erster Linie die parteipolitische Auseinandersetzung 
zwischen den beiden großen Parteien, zumal die kleineren Parteien FDP und 
die Grünen vor allem aus Gründen „mangelnder medienpolitischer Gestal-
tungsmöglichkeiten“ in dieser Phase keinen größeren Einfluss auf die 

 
30  Vgl. den Ansatz bei Christian Herzog, „Vom öffentlich-rechtlichen Oligopol zum Dualen 

Rundfunksystem. Die Einführung des Privatfernsehens aus akteurszentrierter Perspektive“, 
in: Thomas Birkner/Maria Löblich/Alina Laura Tiews/Hans-Ulrich Wagner (Hrsg.), Neue 
Vielfalt. Medienpluralität und –konkurrenz in historischer Perspektive, Köln 2016 S. 114–
140.  
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Entwicklung nahmen.31 Dadurch werden die innerparteilichen Diskussionen 
der SPD, aber auch der CDU, die auf Parteitagen, in den Medienkommissionen 
und in den verschiedenen Gremien der Parteien ausgetragen wurden, ein 
Schwerpunkt der Dissertation sein. Als weitere medienpolitische Akteure wer-
den vor allem die Gewerkschaften, die beiden Kirchen, die öffentlich-rechtli-
chen Anstalten und Journalisten, die Zeitungsverleger und Filmemacher so-
wie, wenn es die Quellenlage hergab, auch Bürgerinitiativen betrachtet. Die 
Rolle des Publikums kommt dann zum Tragen, wenn es verwendbare Umfra-
gen zu den einzelnen Themen gab. Jedoch ging es in den medienpolitischen 
Debatten ohnehin mehr um das Bild, welches die beteiligten Eliten von dem 
Publikum und seiner Meinung hatten und welches dann die politischen Hand-
lungen beeinflusste.32 Insgesamt entwickelten sich die medienpolitischen De-
batten dieser Jahre so zu einer Art Elitendiskussion zwischen den Parteien und 
anderen gesellschaftlich, wirtschaftlich und medienpolitisch relevanten Grup-
pen. Der deutschen Bevölkerung selber waren nämlich, so zeigten es verschie-
dene Umfragen dieser Jahre, die zusätzlichen Fernsehprogramme, die dank der 
neuen Rundfunktechnik ermöglicht wurden, nicht besonders wichtig.33 

Theoretisch greift die Arbeit, je nach Themenbereich, auf die jeweiligen, 
den Themen entsprechenden Theoriegebäude zurück und entspricht damit der 
Vorgehensweise, die auch Peter Glotz für seine wissenschaftlichen Arbeiten 
nutzte. Seine Werke waren nicht theoretisch durchkomponiert, sondern ent-
standen aus eigenen Beobachtungen und unter Zuhilfenahme jeweils entspre-
chender Theorien, ohne ein straffes methodisches Konzept vorzugeben. Da die 
vorliegende Arbeit sich an den für Glotz wichtigen Themen orientiert, bemüht 
sie sich auch, seiner Arbeitsweise zu folgen. Daher werden Theorien nur spar-
sam eingesetzt, um das Thema und vor allem seinen Schlüsselakteur nicht im 
Sinne eines „Prokrustesbett“ in ein zu starres Konstrukt zu sperren. 

Die Dissertation ist in fünf Kapitel und weitere Unterkapitel gegliedert, die 
überwiegend der Chronologie der Ereignisse folgen. Das erste Kapitel beginnt 
mit einer biografischen Annäherung an Peter Glotz und stellt seine Verbindung 
zur Sozialdemokratie sowie sein Wirken als Politiker und Kommunikations-
wissenschaftler dar. Daran schließt sich die Beschreibung der Entwicklung der 
sozialdemokratischen Medien, ihrer Bedeutung für die Arbeiterbewegung so-
wie ihrer Krise seit den sechziger Jahren an (1.1). Einer der Hauptgründe für 
die Einführung des dualen Rundfunks waren die technischen Innovationen die-
ser Jahre, wie das folgende Unterkapitel zeigt, die vor allem für die erstmals 
die Regierung stellenden Sozialdemokraten eine große Herausforderung 

 
31  Vgl. Alfred-Joachim Hermanni, Medienpolitik in den 80er Jahren. Machtpolitische Strate-

gien der Parteien im Zuge der Einführung des dualen Rundfunksystems, Wiesbaden 2008, S. 
23. 

32  Vgl. die gleiche Vorgehensweise bei Christina von Hodenberg, Konsens und Krise. Eine 
Geschichte der westdeutschen Medienöffentlichkeit 1945–1973, Göttingen 2006, S. 18 f. 

33  Vgl. Knut Hickethier, Geschichte des deutschen Fernsehens, a.a.O., S. 326 f. 
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bedeuteten (1.2). Überdies wird der Blick auch auf die internationalen Ent-
wicklungen gelenkt. In einem weiteren Unterkapitel werden im Sinne einer 
„Intellectual History“ die Debatten über das Zusammenspiel von Medien, Öf-
fentlichkeit und Politikvermittlung dargestellt (1.3). Für die Politiker der bei-
den großen Parteien stand vor allem die Diskussion der „Theorie der Schwei-
gespirale“ von Elisabeth Noelle-Neumann im Mittelpunkt. 

Das zweite Hauptkapitel beschäftigt sich mit den parteipolitischen Macht-
kämpfen um die Medien, die vor allem zwischen SPD und CDU/CSU ausge-
tragen wurden. Es ging um mehr Einfluss, um Sendezeiten, um Mitbestim-
mungsrechte in den Fernsehräten, um die Art der Berichterstattung über die 
Parteien oder einzelne Politiker. Anhand von drei Fallbeispielen – der Kam-
pagne gegen den WDR (2.1), der Novellierung der bayerischen Rundfunkord-
nung (2.2) sowie den Auseinandersetzungen um den NDR (2.3) – wird gezeigt, 
auf welche Weise diese Machtkämpfe ausgetragen wurden. 

Es folgt im dritten Kapitel eine Darstellung der medienpolitischen Positio-
nen der SPD, bei der die Schwerpunkte auf den beiden Diskussionssträngen 
um die psychologischen Gefahren des Fernsehens (Abhängigkeit, Gewalt, Por-
nografie, 3.1) und die durch die Kommerzialisierung des Fernsehens erwartete 
Programmverflachung und Entpolitisierung liegen (3.2). 

Das vierte Kapitel der Arbeit setzt bei dem Regierungswechsel von 
Schmidt zu Kohl ein und beschäftigt sich zunächst mit der christdemokrati-
schen Medienpolitik. Es folgt eine Darstellung der beiden Rundfunkurteile des 
Bundesverfassungsgerichts, die das duale Rundfunksystem letztlich ermög-
lichten (4.1). Anschließend werden die vier Kabelpilotprojekte in Ludwigsha-
fen, München, Berlin und Dortmund mit ihren verschiedenen Medienstrate-
gien vorgestellt (4.2). 

Das abschließende fünfte Kapitel beschäftigt sich mit der Veränderung der 
sozialdemokratischen Medienpolitik in den achtziger Jahren, die ganz wesent-
lich von Peter Glotz geprägt wurde, und versucht zu erklären, warum es zu 
diesem Wandel kam. 

Da die Studie auch eine historisch-analytische, zeitgeschichtlich orientierte 
Sichtweise nutzt, stützt sie sich auf zum Teil noch kaum genutzte Archivakten. 
Im Archiv der sozialen Demokratie (AdsD) wurde der Nachlass von Peter 
Glotz ausgewertet, der gerade zum Thema der sozialdemokratischen Medien-
politik ausgesprochen umfangreich ist. Darüber hinaus wurden die Bestände 
der Medienkommission, der Bundestagsfraktion und des Parteivorstands so-
wie weitere Nach- und Vorlässe von sozialdemokratischen Politikern wie 
Willy Brandt oder Helmut Schmidt verwendet. Weitere wichtige gedruckte 
Quellen waren das umfangreiche sozialdemokratische Schrifttum, die Partei-
tagsprotokolle, die SPD-Jahrbücher, Regierungs- und Wahlprogramme sowie 
Pressemitteilungen. Aufseiten der Christdemokraten war vor allem der Be-
stand des Medienpolitikers Christian Schwarz-Schilling aufschlussreich, in 
dem die gesamten Akten der Medienkommission aus dieser Zeit zu finden 
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sind. Außerdem nutzt die Arbeit weitere gedruckte Quellen wie die ARD- und 
ZDF-Jahrbücher und ähnliche Veröffentlichungen aus dem Umfeld der öffent-
lich-rechtlichen Anstalten, der Kirchen und der Zeitungsverleger sowie Fach-
publikationen aus den siebziger und achtziger Jahren. Verschiedene Zeitungen 
und Zeitschriften wurden schwerpunktmäßig ausgewertet, darunter vor allem 
der Spiegel, die Zeit, die Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), die Frankfur-
ter Rundschau (FR), die Welt, die Süddeutsche Zeitung (SZ), der Vorwärts, die 
Gewerkschaftlichen Monatshefte und die Neue Gesellschaft. Schließlich wur-
den Pressedienste und Medien-Fachzeitschriften wie epd/Kirche und Rund-
funk, Funk-Korrespondenz, Rundfunk und Fernsehen oder Media Perspektiven 
intensiv ausgewertet. Vervollständigt wurden die Informationen durch Zeit-
zeugeninterviews. 

Zur Biografie von Peter Glotz liegen bislang noch wenige wissenschaftli-
chen Arbeiten vor.34 Die vorliegende Dissertation ist jedoch die erste umfas-
sende Arbeit zu Peter Glotz. Für biografische Daten konnte jedoch auf die Au-
tobiografie des Politikers35 sowie auf einige sehr aufschlussreiche Aufsätze36 
zurückgegriffen werden. Hilfreich waren zudem die zahlreichen publizisti-
schen Arbeiten von Glotz selbst, die in der Arbeit analysiert werden37, sowie 
neuere Sammelbände mit ausgewählten Texten.38 Da Glotz ein Politiker war, 
der wissenschaftliche Schriften als eine Art der politischen Auseinanderset-
zung betrachtet hat, ist der Umfang seiner Publikationen enorm und konnte für 

 
34  Zuletzt die Dissertation von Lars Tschirschwitz, Kampf um Konsens. Intellektuelle in den 

Volksparteien der Bundesrepublik Deutschland, Bonn 2017. Da die vorliegende Dissertation 
zu diesem Zeitpunkt jedoch schon an der Universität Erfurt eingereicht war, konnte auf die 
Arbeit von Tschirschwitz kein Bezug mehr genommen werden. 

35  Peter Glotz, Von Heimat zu Heimat. Erinnerungen eines Grenzgängers, Berlin 2005. 
36  Wolfgang R. Langenbucher, „Peter Glotz. Festvortrag“, in: Wolfgang Bergsdorf (Hrsg.), Er-

furter Universitätsreden. Sonderband im Gedenken an Peter Glotz, S. 41–61; Dietmar Herz, 
„Das Anthemion und das ‚Streichholzthema‘ – Vorläufige Gedanken zu Peter Glotz’ Leben 
und politischem Denken“, in: Sinn und Form 5/2008; Michael Meyen, „Peter Glotz. Leben 
und Werk“, in: Wolfgang R. Langenbucher/Hans Wagner (Hrsg.), Peter Glotz: Das Gespräch 
ist die Seele der Demokratie. Beiträge zur Kommunikations-, Medien- und Kulturpolitik, 
Baden-Baden 2014. 

37  Um nur einige zu nennen: Die Jahre der Verdrossenheit. Ein Tagebuch ohne Rücksichten, 
Stuttgart 1996; Die Linke nach dem Sieg des Westens, Stuttgart 1992; Die Arbeit der Zuspit-
zung. Über die Organisation einer regierungsfähigen Linken, Berlin 1984; Kampagne in 
Deutschland. Politisches Tagebuch 1981–1983, Hamburg 1986; Die Beweglichkeit des Tan-
kers. Die Sozialdemokratie zwischen Staat und neuen sozialen Bewegungen, München 1982; 
Die Innenausstattung der Macht. Politisches Tagebuch 1976–1978, München 1979. 

38  Peter Glotz, Gelebte Demokratie. a.a.O.; Wolfgang R. Langenbucher/Hans Wagner (Hrsg.), 
Peter Glotz: Das Gespräch ist die Seele der Demokratie, a.a.O. 
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die Dissertation umfänglich genutzt werden. Ergänzend wurde die umfangrei-
che Auswahl an Memoiren39, Biografien40 und Editionen verschiedener SPD- 
und CDU-Politiker herangezogen. 

Zu Geschichte und Politik der Sozialdemokratie in den letzten beiden Jahr-
zehnten der „alten“ Bundesrepublik gibt es neben verschiedenen Überblicks-
darstellungen41 mittlerweile auch einige detailliertere Arbeiten, die sich mit 
unterschiedlichen Einzelthemen auseinandersetzen, wie dem innerparteilichen 
Richtungsstreit zwischen Seeheimer Kreis und Neuer Linken42, der Debatte 
über die Nachrüstung43 oder den SPD-Medien44. 

Die Medienpolitik der Partei wird für diesen Zeitraum bislang als Teil einer 
Arbeit von Alfred-Joachim Hermanni beschrieben45, der jedoch als ehemaliger 
Leiter der Abteilung Medienpolitik der CDU-Bundesgeschäftsstelle eher als  
Zeitzeuge einzuordnen ist. Auch konnte an einige sehr gute Arbeiten zum Ver- 
 
 
 
 

 
39  Vgl. u.a. Egon Bahr, Das musst du erzählen. Erinnerungen an Willy Brandt, Berlin 2014; 

Willy Brandt, Erinnerungen. Mit den „Notizen zum Fall G“, Berlin 1989; Horst Ehmke, Mit-
tendrin. Von der Großen Koalition zur Deutschen Einheit, Berlin 1994; Erhard Eppler, Links 
leben, Berlin 2015; Helmut Schmidt, Außer Dienst. Eine Bilanz, München 2008; Hans-Jo-
chen Vogel, Nachsichten. Meine Bonner und Berliner Jahre, München/Zürich 1996; Helmut 
Kohl, Erinnerungen, München 2014. 

40  Vgl. u.a. Helga Grebing, Willy Brandt. Der andere Deutsche, München 2008; Torben Lütjen, 
Karl Schiller (1911–1994). „Superminister“ Willy Brandts, 2. Aufl., Bonn 2008; Peter Mer-
seburger, Willy Brandt 1913–1992. Visionär und Realist, München 2013; Hartmut Soell, 
Helmut Schmidt. Bd. 2, 1969 bis heute. Macht und Verantwortung, München 2008; Heribert 
Schwan/Tilman Jens, Vermächtnis. Die Kohl-Protokolle, 3. Aufl., München 2014; Hans-Pe-
ter Schwarz, Helmut Kohl, München 2014. 

41  Vgl. u.a. Peter Lösche/Franz Walter, Die SPD. Klassenpartei – Volkspartei – Quotenpartei. 
Zur Entwicklung der Sozialdemokratie von Weimar bis zur deutschen Vereinigung, Darm-
stadt 1992; Gerard Braunthal, The German Social Democrats Since 1969. A Party in Power 
and Opposition, 2nd ed., Boulder/San Francisco/Oxford 1994; Heinrich Potthoff/Susanne 
Miller, Kleine Geschichte der SPD. 1848–2002, 8., akt. und erw. Auflage, Bonn 2002; Franz 
Walter, Die SPD. Biographie einer Partei, überarb. und erw. Taschenbuchausgabe, Reinbek 
bei Hamburg 2018; Anja Kruke/Meik Woyke (Hrsg.), Deutsche Sozialdemokratie in Bewe-
gung. 1848–1863–2013, 2. Aufl., Bonn 2013; Detlef Lehnert (Hrsg.), SPD und Parlamenta-
rismus. Entwicklungslinien und Problemfelder 1871–1990, Köln u.a. 2016. 

42  Annekathrin Gebauer, Der Richtungsstreit in der SPD. Seeheimer Kreis und Neue Linke im 
innerparteilichen Machtkampf, Wiesbaden 2005. 

43  Jan Hansen, Abschied vom Kalten Krieg? Die Sozialdemokraten und der Nachrüstungsstreit 
(1977–1987), Berlin 2016. 

44  Jens Scholten, Zwischen Markt und Parteiräson. Die Unternehmensgeschichte des „Vor-
wärts“ 1948 bis 1989, Essen 2008. 

45  Alfred-Joachim Hermanni, Medienpolitik in den 80er Jahren. Machtpolitische Strategien der 
Parteien im Zuge der Einführung des dualen Rundfunksystems, Wiesbaden 2008. 
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hältnis von Politik, Massenmedien und Öffentlichkeit angeknüpft werden.46  
Darüber hinaus konnten für die Arbeit verschiedene Überblicksdarstellun-

gen zur Geschichte des Rundfunks47 sowie auf die einschlägigen Überblicks-
werke zur deutschen Geschichte48 und zur Kultur- und Mediengeschichte49 ge-
nutzt werden. Auf dem Gebiet der Kommunikationswissenschaften befassen 
sich einige Beiträge50 mit der Einführung des dualen Rundfunks, seinen Aus-
wirkungen auf den Rundfunkmarkt oder auch den damit verbundenen techni-
schen Neuerungen, wie überhaupt die Fachliteratur aus dem Kommunikations- 
und medienwissenschaftlichen Bereich51 intensiv genutzt wurden, nicht nur für 
die theoretischen Fragen der Arbeit.

 
46  Daniela Münkel, Willy Brandt und die „vierte Gewalt“. Politik und Massenmedien in den 

50er bis 70er Jahren, Frankfurt a.M./New York 2005; Friedhelm Boll, Die deutsche Sozial-
demokratie und ihre Medien. Wirtschaftliche Dynamik und rechtliche Formen, Bonn 2002; 
Thomas Birkner, Mann des gedruckten Wortes. Helmut Schmidt und die Medien, Bremen 
2014; Christina von Hodenberg, Konsens und Krise, a.a.O.; Bernd Weisbrod (Hrsg.), Die 
Politik der Öffentlichkeit – Die Öffentlichkeit der Politik. Politische Medialisierung in der 
Geschichte der Bundesrepublik, Göttingen 2003. 

47  Vgl. Knut Hickethier, Geschichte des deutschen Fernsehens, a.a.O.; Peter J. Humphreys, Me-
dia and Media Policy in West Germany. The Press and Broadcasting since 1945, New York 
1990; Konrad Dussel, Deutsche Rundfunkgeschichte, 3., überarb. Aufl., Konstanz 2010. 

48  Thomas Raithel/Andreas Rödder/Andreas Wirsching (Hrsg.), Auf dem Weg in eine neue 
Moderne? Die Bundesrepublik Deutschland in den siebziger und achtziger Jahren, München 
2009; Andreas Wirsching, Abschied vom Provisorium. Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland 1982–1990, München 2006; Manfred Görtemaker, Geschichte der Bundesre-
publik Deutschland. Von der Gründung bis zur Gegenwart, Frankfurt a.M. 2004. 

49  Vgl. u.a. Axel Schildt/Detlef Siegfried, Deutsche Kulturgeschichte. Die Bundesrepublik – 
1945 bis zur Gegenwart, München 2009; Hermann Glaser, Kulturgeschichte der Bundesre-
publik Deutschland. Zwischen Protest und Anpassung 1968–1989, Frankfurt a.M. 1990; Jür-
gen Wilke (Hrsg.), Mediengeschichte, a.a.O.; Ute Daniel/Axel Schildt (Hrsg.), Massenme-
dien im Europa des 20. Jahrhunderts, Köln/Weimar/Wien 2010; Werner Faulstich (Hrsg.), 
Die Kultur der 80er Jahre, München 2005; Irmela Schneider/Christina Bartz/Isabell Otto 
(Hrsg.), Medienkultur der 70er Jahre, Diskursgeschichte der Medien nach 1945, Bd. 3, Wies-
baden 2004. 

50  Vgl. u.a. Wiebke Bomas, Der duale Rundfunk. Seine Bedeutung für die Entwicklung des 
Rundfunkmarktes, Köln 2005; Michael Jäckel/Hans-Bernd Brosius (Hrsg.), Nach dem Feu-
erwerk. 20 Jahre duales Fernsehen in Deutschland. Erwartungen, Erfahrungen und Perspek-
tiven, München 2005; Dieter Klumpp, Technikwandel und Volksparteien. Die technologie-
politischen Strategien von SPD und CDU in der Diskussion über den Ausbau des technischen 
Kommunikationssystems, Berlin, Freie Univ., Diss., 1994. 

51  Vgl. u.a. Hermann Meyn/Jan Tonnemacher, Kommunikationspolitik in Deutschland. Eine 
Einführung, 4., völlig überarb. Neuaufl., Konstanz/München 2012; Matthias Karma-
sin/Matthias Rath/Barbara Thomaß (Hrsg.), Kommunikationswissenschaft als Integrations-
disziplin, Wiesbaden 2014; Otfried Jarren/Patrick Donges, Politische Kommunikation, 
a.a.O.; Markus Brehmer/Friedrich Krotz/Rudolf Stöber/Carsten Winter (Hrsg.), Medienent-
wicklung und gesellschaftlicher Wandel. Beiträge zu einer theoretischen und empirischen 
Herausforderung, Wiesbaden 2003. 
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2. Peter Glotz und die SPD 

„Ich war ein Fechtmeister und ein Sänger, der die Mythen zu Geschichten ver-
arbeitete, aber kein Condottiere, kein Fähnleinführer einer Herrschaft.“1 In sei-
nem letzten Artikel für die Zeitschrift Cicero, den er schon auf dem Sterbebett 
verfasste, zog Peter Glotz noch einmal Bilanz. Glotz war intellektueller Vor-
denker der SPD, ein pragmatischer Stratege, der seine Partei nach dem Macht-
verlust wieder in die Regierung führen wollte. Glotz kannte die Sozialdemo-
kratie, er hatte die ganze „Ochsentour“ durchlaufen und stets darauf beharrt, 
eigenständiger Kopf zu bleiben. Er galt schon früh als „ein Intellektueller, eine 
bei aller Parteibindung autonome Stimme, fern der klischeehaften Sprache der 
politischen Klasse, ein wortgewandter Schreiber, der einen selten gewordenen 
generalistischen Zugang zu vielen Ideen und Problemen hatte“2 und dessen 
„Lebenselixier“ die Kommunikation war.3 Er selber bezeichnete sich als 
„Grenzgänger“, der mit „Kurt Biedenkopf, Lothar Späth oder Ralf Dahrendorf 
gelegentlich mehr Gemeinsamkeiten spürte als mit manchen Leuten des eige-
nen Ladens“.4 Die „Linken“ in der SPD hielten ihn für einen „intelligenten 
Rechten“ und die „Rechten“ für einen „Paradiesvogel“.5 Die SPD verlassen 
wollte er dennoch nie. Vielmehr interessierten ihn die „Grenzen, Schnittflä-
chen, Überlappungen“ der verschiedenen Parteien rechts und links.6 Er disku-
tierte mit Rolf Pohle und Brigitte Mohnhaupt ebenso wie mit Franz Schönhu-
ber und Jörg Haider. In einem Nachruf beschrieb Claus Christian Malzahn den 
Politiker als „Marathon-Mann“: „Er publizierte schnell und redete noch 
schneller. Er brachte es fertig, in drei Talkshows gleichzeitig über die Abend-
programme zu laufen. Sein stets sprudelnder Fluss an Gedanken und Ideen 
führte bisweilen in die Irre, aber nie ins Mittelmaß. Selbst seine Fehler waren 
allemal interessanter als die Gewissheiten jener mediokren Rechthaber, die ihn 
innerhalb und außerhalb seiner Partei immer wieder umstellten.“7 Auch seine 

 
1  Peter Glotz, „Tod am späten Nachmittag“, in: Cicero, Oktober 2005. 
2  Wolfgang R. Langenbucher, „Peter Glotz. Festvortrag“, in: Wolfgang Bergsdorf (Hrsg.), Er-

furter Universitätsreden. Sonderband im Gedenken an Peter Glotz, München 2006, S. 41–61, 
hier S. 52. 

3  Gunter Hofmann, „Mobil, präsent, allzeit bereit. Kommunikation ist das Lebenselixier des 
Peter Glotz“, in: Die Zeit vom 17.10.1980. 

4  Peter Glotz, Von Heimat zu Heimat, a.a.O., S. 11. 
5  Ebd., S. 180. 
6  Vgl. ebd., S. 11. 
7  Claus Christian Malzahn, „Der Denker. Zum Tod von Peter Glotz“, in: Spiegel Online vom 

26.8.2005 (http://www.spiegel.de/politik/deutschland/zum-tod-von-peter-glotz-der-denker-
a-371568.html, letzter Zugriff 12/2019). 

http://www.spiegel.de/politik/deutschland/zum-tod-von-peter-glotz-der-denker-a-371568.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/zum-tod-von-peter-glotz-der-denker-a-371568.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/zum-tod-von-peter-glotz-der-denker-a-371568.html

